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Anträge auf Genehmigung von Fixierungen nach dem Niedersächsischen Maßregelvoll-

zugsgesetz (NMVollzG) überprüft worden sei. Danach seien seit dem 16.05.2024, dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Norm des § 23 b Abs. 4 Satz 1 NMVollzG, insgesamt 

drei Anträge auf Genehmigung von Fixierungen im Maßregelvollzug beim Amtsgericht 

Osnabrück eingegangen, jeweils gestellt durch das AMEOS Klinikum Osnabrück. In 

zwei Fällen sei die Genehmigung erteilt worden. Im dritten Fall sei die Fixierungsnot-

wendigkeit bei Eintreffen des zuständigen Richters bereits wieder entfallen gewesen. 

 

Unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Niedersächsischen Gesetzes über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke und des Niedersächsischen Gesetzes zur 

Umsetzung des Paktes für den öffentlichen Gesundheitsdienst (Drs. 19/2843) vom 

15.05.2024, mit dem § 23b NMVollzG eingeführt worden ist, habe eine telefonische Be-

sprechung mit der Leitung der Abteilung Maßregelvollzug zur Klärung des Verfah- 

rensablaufs stattgefunden, in deren Nachgang dem AMEOS Klinikum ein vom Amtsge-

richt Osnabrück entworfenes Antragsformular für Fixierungsmaßnahmen im Maßregel-

vollzug zur Verfügung gestellt worden sei. Ich habe es zur gefälligen Kenntnisnahme als 

Anlage beifüge. 

 

Schließlich habe am 16.10.2024 ein Treffen der Betreuungsrichter des Amtsgerichts 

Osnabrück mit der Leitung des Maßregelvollzugs im AMEOS Klinikum Osnabrück statt-

gefunden. Auf Seiten der Maßregelvollzugseinrichtung hätten der leitenden Arzt Herr  

, seine Stellvertreterin, die Pflegedienstleiterin sowie der Sozialdienst teilge-

nommen. In diesem Gespräch sei unter anderem die Zusammenarbeit bei Anträgen auf 

Genehmigung von Fixierungen im Maßregelvollzug erörtert worden. Dabei seien keine 

größeren Schwierigkeiten bei dem Zusammenwirken von Krankenhaus und Gericht 

festgestellt worden. 

 

Damit hat sich die hiesige Erwartung, dass mit der Änderung des NMVollzG zum 

16.05.2024 die im Landgerichtsbezirk Osnabrück in der Vergangenheit aufgetretenen 
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Zuständigkeitsfragen einer eindeutigen Klärung zugeführt wurden und somit gewährlei-

tet ist, dass seither jede einschlägige Fixierungsmaßnahme richterlich angeordnet 

wurde, realisiert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 




